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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

(Verfassungsbestimmung) 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 

 Artikel 22a. (1) Die Organe der Gesetzgebung, die Organe der Verwaltung 
samt den mit der Besorgung von Geschäften der Bundesverwaltung und der 
Landesverwaltung betrauten Organen, die Organe der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, der Rechnungshof, die Landesrechnungshöfe, die 
Verwaltungsgerichte, der Verwaltungsgerichtshof, der Verfassungsgerichtshof, 
die Volksanwaltschaft und die von den Ländern für den Bereich der 
Landesverwaltung geschaffenen Einrichtungen mit gleichartigen Aufgaben wie 
die Volksanwaltschaft haben Informationen von allgemeinem Interesse in einer 
für jedermann zugänglichen Art und Weise zu veröffentlichen, soweit diese nicht 
gemäß Abs. 2 geheim zu halten sind. 

Artikel 20. (1) und (2) … 

(3) Alle mit Aufgaben der Bundes-, Landes- und Gemeindeverwaltung 
betrauten Organe sowie die Organe anderer Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 
Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung 
oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist 
(Amtsverschwiegenheit). Die Amtsverschwiegenheit besteht für die von einem 
allgemeinen Vertretungskörper bestellten Funktionäre nicht gegenüber diesem 
Vertretungskörper, wenn er derartige Auskünfte ausdrücklich verlangt. 

(4) Alle mit Aufgaben der Bundes-, Landes- und Gemeindeverwaltung 
betrauten Organe sowie die Organe anderer Körperschaften des öffentlichen 
Rechts haben über Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches Auskünfte zu 
erteilen, soweit eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht dem nicht 

(2) Jedermann hat gegenüber den Organen der Gesetzgebung, den Organen 
der Verwaltung samt den mit der Besorgung von Geschäften der 
Bundesverwaltung und der Landesverwaltung betrauten Organen, den Organen 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit, dem Rechnungshof, den 
Landesrechnungshöfen, den Verwaltungsgerichten, dem Verwaltungsgerichtshof, 
dem Verfassungsgerichtshof, der Volksanwaltschaft und den von den Ländern für 
den Bereich der Landesverwaltung geschaffenen Einrichtungen mit gleichartigen 
Aufgaben wie die Volksanwaltschaft das Recht auf Zugang zu Informationen. 
Dies gilt nicht, soweit deren Geheimhaltung aus zwingenden integrations- und 
außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, zur Abwehr eines 
erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens einer 
Gebietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers oder zur 
Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich und 
gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Die gesetzlichen beruflichen Vertretungen 
sind in Bezug auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs nur gegenüber 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entgegensteht; berufliche Vertretungen sind nur gegenüber den ihnen jeweils 
Zugehörigen auskunftspflichtig und dies insoweit, als dadurch die 
ordnungsgemäße Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nicht verhindert wird. … 

ihren Angehörigen informationspflichtig. 

 

 (3) Jedermann hat gegenüber den der Kontrolle des Rechnungshofes oder 
eines Landesrechnungshofes unterliegenden Stiftungen, Fonds, Anstalten und 
Unternehmungen das Recht auf Zugang zu Informationen. Dies gilt nicht, soweit 
deren Geheimhaltung in sinngemäßer Anwendung des Abs. 2 oder zur Abwehr 
einer unmittelbar drohenden Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmung erforderlich ist oder, sofern ein vergleichbarer Zugang zu 
Informationen gewährleistet ist, gesetzlich anderes bestimmt ist. 

Artikel 20. (1) bis (3) … 

(4) … Die näheren Regelungen sind hinsichtlich der Organe des Bundes 
sowie der durch die Bundesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwaltung in 
Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache, hinsichtlich der Organe der Länder 
und Gemeinden sowie der durch die Landesgesetzgebung zu regelnden 
Selbstverwaltung in der Grundsatzgesetzgebung Bundessache, in der 
Ausführungsgesetzgebung und in der Vollziehung Landessache. 

(4) Die näheren Regelungen sind 

 1. in einem besonderen Bundesgesetz einheitlich zu treffen, wobei 
der Bund den Ländern Gelegenheit zu geben hat, an der Vorbereitung solcher 
Gesetzesvorhaben mitzuwirken und ein solches Bundesgesetz nur mit Zustimmung 
der Länder kundgemacht werden darf; 

 2. in Vollziehung Bundes- oder Landessache, je nachdem, ob die 
den Gegenstand der Information betreffende Angelegenheit der Vollziehung nach 
Bundes- oder Landessache ist. Durchführungsverordnungen zu dem nach Z 1 
ergehenden Bundesgesetz sind vom Bund zu erlassen. 

Artikel 52. (1) bis (3) … Artikel 52. (1) bis (3) … 

 (3a) Dies gilt nicht für Auskünfte, deren Geheimhaltung aus den in Art. 22a 
Abs. 2 genannten Gründen erforderlich ist. 

(4) … (4) … 

Artikel 67a. (1) und (2) … Artikel 67a. (1) und (2) … 

 (3) In den Angelegenheiten gemäß Art. 22a Abs. 1 und 2 betreffend 
Informationen aus dem Wirkungsbereich des Bundespräsidenten ist die 
Präsidentschaftskanzlei zuständig. 

Artikel 126b. (1) … Artikel 126b. (1) … 

(2) Der Rechnungshof überprüft weiters die Gebarung von 
Unternehmungen, an denen der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der 
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern jedenfalls mit 
mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die 
der Bund allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Der 

(2) Der Rechnungshof überprüft weiters die Gebarung von 
Unternehmungen, an denen der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der 
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern, soweit es sich 
um börsennotierte Unternehmungen handelt, mit mindestens 50 vH, im Übrigen 
mit mindestens 25 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rechnungshof überprüft weiters jene Unternehmungen, die der Bund allein oder 
gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden 
Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, 
bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 

die der Bund allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. 
Der Rechnungshof überprüft weiters jene Unternehmungen, die der Bund allein 
oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes 
unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, 
bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Artikel 127. (1) und (2) … Artikel 127. (1) und (2) … 

(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die Gebarung von Unternehmungen, 
an denen das Land allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des 
Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern mit mindestens 50 vH des Stamm-, 
Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die das Land allein oder gemeinsam 
mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Hinsichtlich der Prüfzuständigkeit bei 
einer tatsächlichen Beherrschung gilt Art. 126b Abs. 2 sinngemäß. Die 
Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder 
weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 

(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die Gebarung von Unternehmungen, 
an denen das Land allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des 
Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern, soweit es sich um börsennotierte 
Unternehmungen handelt, mit mindestens 50 vH, im Übrigen mit mindestens 
25 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die das Land 
allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Hinsichtlich 
der Prüfzuständigkeit bei einer tatsächlichen Beherrschung gilt Art. 126b Abs. 2 
sinngemäß. Die Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf 
Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß 
diesem Absatz vorliegen. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

Artikel 127a. (1) und (2) … Artikel 127a. (1) und (2) … 

(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die Gebarung von Unternehmungen, 
an denen eine Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern allein oder 
gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden 
Rechtsträgern mit mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals 
beteiligt ist oder die die Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen 
Rechtsträgern betreibt. Hinsichtlich der Prüfzuständigkeit bei einer tatsächlichen 
Beherrschung gilt Art. 126b Abs. 2 sinngemäß. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, 
bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 

(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die Gebarung von Unternehmungen, 
an denen eine Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern allein oder 
gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden 
Rechtsträgern, soweit es sich um börsennotierte Unternehmungen handelt, mit 
mindestens 50 vH, im Übrigen mit mindestens 25 vH des Stamm-, Grund- oder 
Eigenkapitals beteiligt ist oder die die Gemeinde allein oder gemeinsam mit 
anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Hinsichtlich der Prüfzuständigkeit bei 
einer tatsächlichen Beherrschung gilt Art. 126b Abs. 2 sinngemäß. Die 
Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder 
weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 

(4) bis (9) … (4) bis (9) … 

Artikel 131. (1) bis (3) … Artikel 131. (1) bis (3) … 

(4) Durch Bundesgesetz kann (4) Durch Bundesgesetz kann 
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 1.  eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte der Länder vorgesehen 
werden: in Rechtssachen in den Angelegenheiten gemäß Abs. 2 und 3; 

 2. eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte des Bundes vorgesehen 
werden: 

 a) in Rechtssachen in den Angelegenheiten der 
Umweltverträglichkeitsprüfung für Vorhaben, bei denen mit 
erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist (Art. 10 
Abs. 1 Z 9 und Art. 11 Abs. 1 Z 7); 

 b) in Rechtssachen in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 1 und 5; 

 c) in sonstigen Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung 
des Bundes, die nicht unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden, sowie in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 
3 und 14a Abs. 3. 

Bundesgesetze gemäß Z 1 und Z 2 lit. c dürfen nur mit Zustimmung der Länder 
kundgemacht werden. 

 1.  eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte der Länder vorgesehen 
werden: in Rechtssachen in den Angelegenheiten gemäß Abs. 2 und 3; 

 2. eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte des Bundes vorgesehen 
werden: 

 a) in Rechtssachen in den Angelegenheiten der 
Umweltverträglichkeitsprüfung für Vorhaben, bei denen mit 
erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist (Art. 10 
Abs. 1 Z 9 und Art. 11 Abs. 1 Z 7); 

 b) in Rechtssachen in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 1 und 5; 

 c) in sonstigen Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung 
des Bundes, die nicht unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden, sowie in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 
3 und 14a Abs. 3 und 4; 

 d) in Rechtssachen betreffend Beschwerden, Streitigkeiten oder Anträgen 
gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 4 

Bundesgesetze gemäß Z 1 und Z 2 lit. c und d dürfen nur mit Zustimmung der 
Länder kundgemacht werden. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Artikel 147. (1) bis (4) … Artikel 147. (1) bis (4) … 

(5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes 
kann nicht ernannt werden, wer eine der im Abs. 4 bezeichneten Funktionen in 
den letzten fünf Jahren ausgeübt hat. 

(5) (5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes 
kann nicht ernannt werden, wer eine der im Abs. 4 bezeichneten Funktionen in 
den letzten fünf Jahren ausgeübt hat. Zum sonstigen Mitglied oder Ersatzmitglied 
des Verfassungsgerichtshofes kann nicht ernannt werden, wer eine dieser 
Funktionen in den letzten drei Jahren ausgeübt hat. 

(6) und (8) … (6) und (8) … 

Artikel 148b. (1) Alle Organe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der Gemeindeverbände sowie der sonstigen Selbstverwaltungskörper haben die 
Volksanwaltschaft bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen, ihr 
Akteneinsicht zu gewähren und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Amtsverschwiegenheit besteht nicht gegenüber der Volksanwaltschaft. 

Artikel 148b. (1) Alle Organe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der Gemeindeverbände sowie der sonstigen Selbstverwaltungskörper haben die 
Volksanwaltschaft bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen, ihr 
Akteneinsicht zu gewähren und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Gegenüber der Volksanwaltschaft besteht keine Verpflichtung zur 
Geheimhaltung. 

(2) Die Volksanwaltschaft unterliegt der Amtsverschwiegenheit im gleichen 
Umfang wie das Organ, an das die Volksanwaltschaft in Erfüllung ihrer 

(2) Die Volksanwaltschaft unterliegt der Verpflichtung zur Geheimhaltung 
im gleichen Umfang wie das Organ, an das die Volksanwaltschaft in Erfüllung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufgaben herangetreten ist. Bei der Erstattung der Berichte an den Nationalrat ist 
die Volksanwaltschaft zur Wahrung der Amtsverschwiegenheit aber nur insoweit 
verpflichtet, als dies im Interesse der Parteien oder der nationalen Sicherheit 
geboten ist. 

 

ihrer Aufgaben herangetreten ist. Bei der Erstattung der Berichte an den 
Nationalrat und an den Bundesrat ist die Volksanwaltschaft zur Geheimhaltung 
nur insoweit verpflichtet, als dies im Interesse der nationalen Sicherheit oder der 
umfassenden Landesverteidigung oder zur Wahrung überwiegender berechtigter 
Interessen eines anderen erforderlich ist. 

(3) … (3) … 

Artikel 151. (1) bis (xx) … Artikel 151. (1) bis (xx-1) … 

 (xx) Art. 131 Abs. 4 und Art. 147 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/202x treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
Art. 126b Abs. 2, Art. 127 Abs. 3 und Art. 127a Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x treten sechs Monate nach Ablauf des Tages 
der Kundmachung des genannten Gesetzes in Kraft. Art. 22a, Art. 52 Abs. 3a, 
Art. 67a Abs. 3, Art. 148b Abs. 1 zweiter Satz und Art. 148b Abs. 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x treten achtzehn Monate nach Ablauf des 
Tages der Kundmachung des genannten Gesetzes in Kraft; gleichzeitig treten 
Art. 20 Abs. 3 und 4, das Auskunftspflicht-Grundsatzgesetz, BGBl. Nr. 286/1987, 
das Auskunftspflichtgesetz, BGBl. Nr. 287/1987, und die die Angelegenheiten der 
Auskunftspflicht gemäß Art. 20 Abs. 4 B-VG regelnden landesgesetzlichen 
Bestimmungen außer Kraft. Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Art. 22a 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x anhängigen Verfahren 
gemäß den Auskunftspflichtgesetzen des Bundes und der Länder sind Art. 20 
Abs. 3 und 4 in der vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x 
geltenden Fassung, die auf Grund des Art. 20 Abs. 4 erlassenen Gesetze und die 
auf deren Grundlage erlassenen Verordnungen weiter anzuwenden. 

Artikel 2 

Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG) 

 … 

Artikel 3 

Änderung des Rechnungshofgesetzes 1948 

§ 12. (1) Dem Rechnungshof obliegt die Überprüfung der Gebarung § 12. (1) Dem Rechnungshof obliegt die Überprüfung der Gebarung 
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sonstiger Unternehmungen, an denen der Bund allein oder gemeinsam mit 
anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern 
jedenfalls mit mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt 
ist oder die der Bund allein oder gemeinsam mit solchen Rechtsträgern betreibt. 
Dem Rechnungshof obliegt weiters die Überprüfung jener Unternehmungen, die 
der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des 
Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige 
wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die 
Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder 
weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 
Die Überprüfung des Rechnungshofes hat sich auf die ziffernmäßige Richtigkeit, 
die Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften, ferner auf die 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung dieser 
Unternehmungen zu erstrecken. 

sonstiger Unternehmungen, an denen der Bund allein oder gemeinsam mit 
anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern, 
soweit es sich um börsennotierte Unternehmungen handelt, mit mindestens 50 vH, 
im Übrigen mit mindestens 25 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals 
beteiligt ist oder die der Bund allein oder gemeinsam mit solchen Rechtsträgern 
betreibt. Dem Rechnungshof obliegt weiters die Überprüfung jener 
Unternehmungen, die der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der 
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern durch 
finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen 
tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch 
auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß 
diesem Absatz vorliegen. Die Überprüfung des Rechnungshofes hat sich auf die 
ziffernmäßige Richtigkeit, die Übereinstimmung mit den bestehenden 
Vorschriften, ferner auf die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit 
der Gebarung dieser Unternehmungen zu erstrecken. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 15. (1) Der Rechnungshof hat die in den selbständigen Wirkungsbereich 
der Länder fallende Gebarung, ferner die Gebarung von Stiftungen, Fonds und 
Anstalten, die von Organen eines Landes oder von Personen 
(Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen des Landes 
bestellt sind, zu überprüfen. Ihm obliegt ferner die Überprüfung der Gebarung 
von Unternehmungen, an denen das Land allein oder gemeinsam mit anderen der 
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern mit mindestens 
50 v. H. des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die das Land 
allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Dem 
Rechnungshof obliegt weiters die Überprüfung jener Unternehmungen, die das 
Land allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes 
unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, 
bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. Die Überprüfung 
hat sich auf die ziffernmäßige Richtigkeit der Gebarung, auf ihre 
Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften, ferner auf ihre Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erstrecken; sie umfaßt jedoch nicht die 
für die Gebarung maßgebenden Beschlüsse der verfassungsmäßig zuständigen 
Vertretungskörper. 

§ 15. (1) Der Rechnungshof hat die in den selbständigen Wirkungsbereich 
der Länder fallende Gebarung, ferner die Gebarung von Stiftungen, Fonds und 
Anstalten, die von Organen eines Landes oder von Personen 
(Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen des Landes 
bestellt sind, zu überprüfen. Ihm obliegt ferner die Überprüfung der Gebarung 
von Unternehmungen, an denen das Land allein oder gemeinsam mit anderen der 
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern, soweit es sich 
um börsennotierte Unternehmungen handelt, mit mindestens 50 vH, im Übrigen 
mit mindestens 25 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder 
die das Land allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. 
Dem Rechnungshof obliegt weiters die Überprüfung jener Unternehmungen, die 
das Land allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des 
Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige 
wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die 
Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder 
weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. 
Die Überprüfung hat sich auf die ziffernmäßige Richtigkeit der Gebarung, auf 
ihre Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften, ferner auf ihre 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erstrecken; sie umfaßt 
jedoch nicht die für die Gebarung maßgebenden Beschlüsse der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verfassungsmäßig zuständigen Vertretungskörper. 

(2) bis (9) … (2) bis (9)… 

§ 18. (1) Der Rechnungshof überprüft die Gebarung der Gemeinden mit 
mindestens 10 000 Einwohnern, ferner die Gebarung von Stiftungen, Fonds und 
Anstalten, die von Organen einer Gemeinde oder von Personen 
(Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen der 
Gemeinde bestellt sind. Ihm obliegt ferner die Überprüfung der Gebarung von 
Unternehmungen, an denen eine Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern 
allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes 
unterliegenden Rechtsträgern mit mindestens 50 v. H. des Stamm-, Grund- oder 
Eigenkapitals beteiligt ist oder die die Gemeinde allein oder gemeinsam mit 
anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Dem Rechnungshof obliegt weiters die 
Überprüfung jener Unternehmungen, die die Gemeinde allein oder gemeinsam 
mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern 
durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen 
tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch 
auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß 
diesem Absatz vorliegen. Die Überprüfung hat sich auf die ziffernmäßige 
Richtigkeit der Gebarung, auf ihre Übereinstimmung mit den bestehenden 
Vorschriften, ferner auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu erstrecken. 

§ 18. (1) Der Rechnungshof überprüft die Gebarung der Gemeinden mit 
mindestens 10 000 Einwohnern, ferner die Gebarung von Stiftungen, Fonds und 
Anstalten, die von Organen einer Gemeinde oder von Personen 
(Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen der 
Gemeinde bestellt sind. Ihm obliegt ferner die Überprüfung der Gebarung von 
Unternehmungen, an denen eine Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern 
allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes 
unterliegenden Rechtsträgern, soweit es sich um börsennotierte Unternehmungen 
handelt, mit mindestens 50 vH, im Übrigen mit mindestens 25 vH des Stamm-, 
Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die die Gemeinde allein oder 
gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Dem Rechnungshof 
obliegt weiters die Überprüfung jener Unternehmungen, die die Gemeinde allein 
oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes 
unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder 
organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, 
bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. Die Überprüfung 
hat sich auf die ziffernmäßige Richtigkeit der Gebarung, auf ihre 
Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften, ferner auf ihre Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erstrecken. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

§ 25. (1) bis (5)…  § 25. (1) bis (5) … 

 (6) § 12 Abs. 1, § 15 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x treten sechs Monate nach Ablauf des Tages 
der Kundmachung des genannten Gesetzes in Kraft. 

Artikel 4 

Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 

§ 3a. Die §§ 1 bis 4 und 16 des Gerichtsorganisationsgesetzes – GOG, 
RGBl. Nr. 217/1896, gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Hausordnung 
durch Bereitstellung im Internet kundzumachen ist. 

§ 3a. Die §§ 1 bis 14 und 16 des Gerichtsorganisationsgesetzes – GOG, 
RGBl. Nr. 217/1896, gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Hausordnung 
durch Bereitstellung im Internet kundzumachen ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 5i. (Verfassungsbestimmung) (1) bis (3) …  § 5i. (Verfassungsbestimmung) (1) bis (3) …  

(4) Hat ein Mitglied oder ehemaliges Mitglied des Verfassungsgerichtshofes 
einen Anspruch auf Geldleistungen auf Grund einer Tätigkeit oder früheren 
Tätigkeit in einem Organ der Europäischen Gemeinschaften (Art. 23c Abs. 1 B-
VG), sind abweichend von Abs. 3 die Ansprüche nach den Abs. 1 oder 2 nur in 
dem Ausmaß auszuzahlen, um das die Summe der Ansprüche auf Geldleistungen 
(ausgenommen jene, die ausdrücklich als Abgeltung für durch den Wohnsitz am 
Dienstort entstehende Aufwendungen gewährt werden) von diesen Organen der 
Europäischen Gemeinschaft hinter der in den Abs. 1 oder 2 angeführten 
Höchstgrenze zurückbleibt. 

(4) Hat ein Mitglied oder ehemaliges Mitglied des Verfassungsgerichtshofes 
einen Anspruch auf Geldleistungen auf Grund einer Tätigkeit oder früheren 
Tätigkeit in einem Organ der Europäischen Union, sind abweichend von Abs. 3 
die Ansprüche nach den Abs. 1 oder 2 nur in dem Ausmaß auszuzahlen, um das 
die Summe der Ansprüche auf Geldleistungen (ausgenommen jene, die 
ausdrücklich als Abgeltung für durch den Wohnsitz am Dienstort entstehende 
Aufwendungen gewährt werden) von diesen Organen der Europäischen Union 
hinter der in den Abs. 1 oder 2 angeführten Höchstgrenze zurückbleibt. 

(5) und (6) …  (5) und (6) …  

§ 9. Die Erteilung eines Urlaubes an den Präsidenten oder Vizepräsidenten 
ist dem Bundespräsidenten vorbehalten. Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern 
des Verfassungsgerichtshofes wird der Urlaub vom Präsidenten des Gerichtshofes 
erteilt. 

§ 9. Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Verfassungsgerichtshofes 
wird der Urlaub vom Präsidenten des Gerichtshofes erteilt. 

§ 26. (1) und (2) … § 26. (1) und (2) … 

 (3) Ist der Beschluss über den Antrag oder die Entscheidungsgründe gegen 
die Meinung eines Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) in der Beratung gefasst worden, 
so kann dieser seine Meinung in einem Sondervotum festhalten, das der 
schriftlichen Ausfertigung des Erkenntnisses anzuschließen ist. 

§ 27. Der Ersatz der Kosten des Verfahrens findet nur statt, wenn er in 
diesem Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. Wird der Zuspruch von Kosten 
beantragt, so brauchen regelmäßig anfallende Kosten, insbesondere für den 
Antrag (die Beschwerde) und für die Teilnahme an Verhandlungen, nicht 
ziffernmäßig verzeichnet werden. 

§ 27. Der Ersatz der Kosten des Verfahrens findet nur statt, wenn er in 
diesem Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. Wird der Zuspruch von Kosten 
beantragt, so brauchen regelmäßig anfallende Kosten, insbesondere für den 
Antrag (die Beschwerde) und für die Teilnahme an Verhandlungen, nicht 
ziffernmäßig verzeichnet zu werden. 

§ 94. (1) bis (36) … § 94. (1) bis (36) … 

 (37) Die §§ 3a, 9, 26 Abs.3 und 27 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/202x treten mit Ablauf des Monats der Kundmachung des 
genannten Bundesgesetzes in Kraft. 

 (38) (Verfassungsbestimmung) § 5i Abs. 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/202x tritt mit Ablauf des Monats der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. 
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